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Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

Verkauf notleidender Kredite – das Thema ist derzeit nicht nur im Visier der Medien, sondern besch�ftigt auch Judikatur,

Politik und Gesetzgebung. So legte das BMJ am 23.1.2008 Vorschl�ge zum besseren Schutz von Kreditnehmern bei ei-

nem Verkauf ihrer Kredite vor, die Sparkassen erwirkten am 25.1.2008 eine einstweilige Verf�gung des LG Berlin gegen

ARD und WDR wegen Falschbehauptungen �ber Kreditverk�ufe, die – so Schalast am 13.2.2008 in der FAZ – ein Not-

wehrrecht der Banken erlauben. Domke/Sperlich besch�ftigen sich im aktuellen Beitrag mit zivil- und strafrechtlichen

Problemstellungen des Verkaufs notleidender Kredite.

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Zur Verj�hrung von Einlageforde-

rungen bei der GmbH nach �bergangsrecht

Der II. Zivilsenat des BGH hat im Urteil vom

11.2.2008 – II ZR 171/07 – ausgef�hrt, die – f�r

zahlreiche Altf�lle relevante – sprachlich misslun-

gene �berleitungsvorschrift des Art. 229 § 12

Abs. 2 EGBGB sei schon aus verfassungsrechtli-

chen Gr�nden dahingehend zu verstehen, dass in

die durch das Verj�hrungsanpassungsgesetz neu

eingef�hrtezehnj�hrigeVerj�hrungsfrist f�rEinla-

geforderungen (§ 19 Abs. 6 GmbHG) fr�hestens

derZeitraumseitdem1.1.2002undnichtetwader

bereits ab dem Zeitpunkt der F�lligkeit des Einla-

geanspruchs im Jahre 1989verstricheneZeitraum

einzurechnen sei. Danachwar die Klageforderung

imzuentscheidendenFallnichtverj�hrt.
(Quelle: PM des BGH vom 11.2.2008)

Dazu demn�chst der Entscheidungsreport von

Ziegenhagen, RA, Kanzlei Salans, Berlin

BGH: Zur Verpflichtung des Franchise-

gebers oder anderer Franchisenehmer nach

Rechtsscheingrunds�tzen

Mit Urteil vom18.12.2007 – X ZR 137/04 – hat der

BGHentschieden: SofernbeiVertragsschlussnicht

weitere Umst�nde vorliegen, f�hrt allein der Um-

stand,dass innerhalbeinesFranchisesystemsMar-

ken oder sonstige Kennzeichen einheitlich als Be-

standteil zurBildungvonweitereBestandteileent-

haltenden Firmen oder sonstigen gesch�ftlichen

Bezeichnungen verwendet werden, nicht zur Ver-

pflichtung des Franchisegebers oder anderer

FranchisenehmernachRechtsscheingrunds�tzen.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-341-1

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Geltendmachung einer schiedsbefan-

genen Gegenforderung durch Aufrechnung

Der BGH hat mit Beschluss vom 17.1.2008 – III ZR

320/06 – entschieden: Das Verbot, eine schieds-

befangene Gegenforderung im Wege der Auf-

rechnung vor dem staatlichen Gericht geltend zu

machen, besteht nicht mehr, wenn das Schieds-

verfahren durchgef�hrt und mit einem abschlie-

ßenden Schiedsspruch �ber die Gegenforderung

beendet wurde (Fortf�hrung von BGHZ 38, 254,

258). Bei der Anfechtung eines Schiedsspruchs ist

die Restitutionsklage entsprechend § 580 Nr. 6

ZPOer�ffnet.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-341-2

unter www.betriebs-berater.de

LG M�nchen I: Hauptversammlungs-

beschluss der Hypovereinsbank nichtig

Das LG M�nchen I hat mit Urteil vom 31.1.2008 –

5 HKO19782/06 – entschieden: Legt eine Aktien-

gesellschaft einen Vertrag �ber die Ver�ußerung

von Aktien ihrer Hauptversammlung zur Zustim-

mungvor,dessenAbschlussaufeinermiteineran-

deren Aktiengesellschaft abgeschlossenen Ver-

einbarung�berdenZusammenschlussderbeiden

Gesellschaften beruht, so ist in der Einladung zur

Hauptversammlung auch der wesentliche Inhalt

der anderen Vereinbarung bekannt zu machen.

Hierzu geh�ren auch eine erfolgte Rechtswahl so-

wie eine Schiedsgerichtsvereinbarung zwischen

den beiden Aktiengesellschaften. Hat eine Gesell-

schaft den Kaufpreis dieser Aktien nach der Er-

tragswertmethode und den Kapitalisierungszins-

satz nach dem (Tax-)CAPM ermittelt, so ist der

Vorstand gem. § 131 Abs. 1 AktG verpflichtet, die

Frage eines Aktion�rs zu beantworten, welcher

Unternehmenswert sich bei einemdeutlich gerin-

gerenRisikozuschlagergebenw�rde.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-341-3

unter www.betriebs-berater.de

Dazu demn�chst der Entscheidungsreport von

Wagner, RA bei Allen&Overy LLP, Frankfurt a.M.

KGBerlin: Unwirksamkeit vonTeillieferungs-

undTeilabrechnungsklauseln – Informations-

pflichten alsMarktverhaltensregelung

Mit Beschluss vom 25.1.2008 – 5 W 344/07 – hat

das KG Berlin entschieden: Die AGB-Klausel „Teil-

lieferungen und Teilabrechnungen sind zul�ssig“

ist gegen�ber Verbrauchern unwirksam, § 307

Abs. 2 Nr. 1, § 309 Nr. 2a BGB. § 307 Abs. 2 Nr. 1

BGB und § 309 Nr. 2a BGB enthalten – soweit sie

Leistungsverweigerungsrechte des Verbrauchers

und R�cktrittsrechte desselben nach einem Ver-

zug des Schuldners sicherstellen – Regelungen,

diedazubestimmtsind, imInteressederMarktteil-

nehmer das Marktverhalten zu regeln, § 4 Nr. 11

UWG. Dies gilt jedenfalls dann, wenn die Unwirk-

samkeit der AGB-Regelung zugleich zueinemVer-

stoß gegen die Informationspflichten des § 312c

Abs. 1 S. 1 BGB, § 1 Abs. 1 BGB-InfoV f�hrt (Best�-

tigung vom Senat, NJW 2007, 2266; gegen OLG

Hamburg,GRUR-RR2007, 287,undOLGK�ln,WRP

2007,1111).

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-341-4

unter www.betriebs-berater.de

AG Pl�n: Keine „Schufa“-Meldung

bestrittener Zahlungsverpflichtungen

Das AG Pl�n hat mit Urteil vom 10.12.2007 – 2 C

650/07 – entschieden, dass eine „Schufa“-Mel-

dung nur bei vertragswidrigem Verhalten des

Schuldners und nur nach Abw�gung der betrof-

fenen Interessen erfolgen darf. Dies f�hrt in aller

Regel dazu, dass mit ernst zu nehmenden Argu-

menten bestrittene Zahlungsverpflichtungen

nicht gemeldet werden d�rfen.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-341-5

unter www.betriebs-berater.de

Insolvenzrecht
Qualit�tssicherung in Insolvenzverfahren

Im Forum „Qualit�tssicherung in Insolvenzver-

fahren“ werden unter der Internet-Adresse www.

justizforum.nrw.de die Ergebnisse des gleichna-

migenWorkshops zur Diskussion gestellt. Richter,

Rechtspfleger und Insolvenzverwalter befassten

sich am12./13.11.2007mit der Frage, wie die Jus-

tiz zu einer optimalen Abwicklung von Insolvenz-

verfahrenbeitragen kann, und inwieweit hier Ver-

besserungsbedarf besteht. Das Forum, an dem

sich jedermann beteiligen kann, ist im Zeitraum

vom 10.1.–11.4.2008 unter der angegebenen In-

ternet-Adresse f�r die Einstellung von Beitr�gen

ge�ffnet.

St�ndige Mitarbeiter imWirtschaftsrecht: Prof. Dr. Dr. J�rgen Ensthaler, Berlin; Prof. Dr. Markus Gehrlein, Richter am BGH, Karlsruhe; RA Dr. K. Jan Schiffer, Bonn; RA Prof. Dr. Friedrich
Graf vonWestphalen, K�ln
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